
Simone Dietz 
Die Lüge von der »Auschwitzlüge« 
Wie weit reicht das Recht auf freie 
Meinungsäußerung? 

Jeder kennt das Gefühl der Ohnmacht und Wut, das sich einstelJt, wenn man mit 

einer offensichtlich falschen Behauptung konfrontiert ist, die ihr Verfechter aller 

argumentativen Widerlegung zum Trotz aufrechterhält. Der schulterzuckende Ab­

bruch des Gesprächs, die Hoffnung darauf, daß sich die Wahrheit auf Dauer selbst 

erweisen, oder daß eine offensichtlich falsche Behauprung bei anderen keine große 

Beachtung finden werde, kommen gegen die relativierende Macht solcher Opposi­

tion letztlich nicht an. Solange auch nur ein Mensch die Anerkennung der Wahrheit 

öffentlich verweigert, ist der Zweifel daran in der Welt. Besondere Schärfe gewinnt 

ein solcher Konflikt, wenn mit der umstrittenen Behauptung die Identität von Per­

sonen auf dem Spiel steht. Denn dann geht es nicht mehr allein um das epistemische 

Problem der Anerkennung wahrer Behauptungen, sondern auch um das moralische 

Problem der Anerkennung bzw. Mißachtung persönlicher Identität. 

Um einen solchen Fall handelt es sich bei der Behauptung, im Konzentrationslager 

von Auschwitz habe es keine Gaskammern und überhaupt habe es im "Dritten Reich« 

keine gezielte Massenvernichtung von] uden gegeben.' Die Konfrontation mit den 

von Deutschen im Namen Deutschlands begangenen Verbrechen während der Zeit 

des Nationalsozialismus ist ein Thema, das wie kein anderes in Deutschland geeignet 

ist, um Gefühle der Ohnmacht, Empörung und Scham hervorzurufen. Insofern zielt 

das Bestreiten der systematischen Verfolgung und Ermord ullg der Juden auf ein Fak­

tum von höchster moralischer und politischer Bedeutung, und es ist nicht verwunder­

lich, daß die Frage nach dem angemessenen politischen Umgang mit offenkundig 

falschen Behauptungen gerade an diesem Fall immer wieder neu diskutiert wird. 

Die Frage der Strafbarkeit der öffentlichen Leugnung des Holocaust hane den Deut­

schen Bundestag bereits 1959/60, und zwischen 198 I und 1985 beschäftigt.' Im 

Frühjahr 1994 entbrannte die Debatte anläßlich einiger umstrittener Gerichtsurteile 

von Neuem und führte schließlich zu einer Gesetzesänderung, die fast zehn Jahre 

zuvor bei einem ähnlichen Vorschlag noch gescheitert war. Nach der neuen Fassung 

des § 130 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs solJ für Volksverhetzung künftig ausdrücklich 

bestraft werden können, »wer eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus 

begangene Handlung der in § 220 a Abs. I bezeichneten Art« (Völkermord) "in einer 

I Der Ausdruck "'Auschwilzluge .... , ein Begriff der sogenannten RevisiOnisten fur ihre Behauptung, die.:' 
MJsscnvcrnichlung der Juden in Auschwitz. sei eine Luge, wird inzwisclll'n ~tuch umgekehrt verwendet, 
um die Luge zu bezeichnen, in Auschwitz habe es keme ~1assenvernichlung gegeben. Diese Neubeselzung 
des Begriffs verwisch! allerdings die Grenze zwi .schcn leugnung und gczidter Diffamierung. Eine aus­
führliche Analyse der verschiedenen Strategien der Holocaust-Leugner hat Oeborah E. Lipstadt geleistet 
in ihrem Buch: Betrifft: Leugnen des Holocaust, Zünch t994. 

1 Zur Gcs,hichtc der Gesctzesinitiativen und -:mderungen bezuglieh der Holocaust- Leugnung vgl. Scba­
sti:rn Cobler, Das GeSetL gegen die "Auschwit'l.-Lüge., KJ '985, '59'-'70; Heribert Ostendorf, Die 
strafrechtliche Verfolgung der »Auschwit7.lüge., NJW '985, 1062-1065; Horst Meier, Das Strafrecht 
gegen die »AuschwILZluge .. , Merkur '994, 'IlS-1 1)2. 
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Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, öffentlich oder in einer 
Versammlung billigt, leugnet oder verharmlost«.' Die wesentlichen Unterschiede 
zwischen der neuen und der alten Gesetzeslage bestehen darin, daß nun die Billi­
gung, Leugnung und Verharmlosung des Holocaust ausdrücklich als Volksverhet­
zung gilt, und daß für ihre Bestrafung allein die mögliche Störung des öffentlichen 
Friedens, nicht aber wie bisher auch ein Angriff auf die Menschenwürde anderer 
nachgewiesen werden muß. 
Auf beide Aspekte hatte sich zuvor auch die öffentliche Diskussion der erwähnten 
Gerichtsurteile konzentriert: die Begründung, mit der der Bundesgerichtshof ein 
Urtei.l des Landgerichts Mannheim aufgehoben hatte, weil "das bloße Bestreiten der 
Gaskammermorde« noch keinen Angriff auf die Menschenwürde darstelle und da­
mit "den Tatbestand der Volksverhetzung nicht erfüllt«<, wurde im In- und Ausland 
vielfach als Skandal aufgenommen. Wenn das Bestreiten des Völkermordes nicht als 
Volksverhetzung verurteilt werden könne, gebe es hier offenbar eine Gesetzeslücke, 
die geschlossen werden müsse, so wurde vielfach kritisiert, denn die Leugnung des 
Holocaust dürfe auf keinen Fall vom Grundrecht der Meinungsfreiheit geschützt 
sein. Es reiche auch nicht aus, daß entsprechende Äußerungen bereits indirekt unter 
Strafe stünden, indem man sie als persönliche Beleidigung (nach den §§ t85 H. StGB) 
werte, weil dies eine unangemessene "Privatisierung eines gesellscha.ftl.ichen Kon­
flikts« sei.' 
Mit der Novellierung des Volksverhetzungsparagraphen wurde beabsichtigt, die ein­
fache Leugnung des Holocaust d irekt zu r strafbaren Äußerung zu erklären, die eine 
verhetzende und Unfrieden sti.ftende Wirkung habe, und sie damit auch unabhängig 
von der mit ihr ve rbundenen indirekten Beleidigung der Opfer des Holocaust unter 
Strafe zu stellen. Gerade unter diesem Aspekt wi.rd das neue Gesetz von anderer 
Seite aber kritisiert, indem geltend gemacht wird, daß das Strafrecht die Rechte 
anderer, nicht aber historische Tatsachen zu schützen habe. Man dürfe nicht durch 
Sondergese tze bestimmte histo rische Tatsachen zur Wahrheit erklären. Ein solcher 
Versuch könne im Gegenteil gerade die zwingende Selbstverständlichkeit einer wah­
ren Tatsache erschüttern, die sich immer im freien Streit der Meinungen gegen 
Zweifel durchsetzen können muß.' 

BundesgeS"l'tl.blal"[ vom 4. I I. 1994, Nr. 76; Z 5702 A, 3187- Nach dem bisherigen § I}O konnte fur Volks­
vcrheti'.ung bestraft werden, '" wer in einer Welse, die geeignet i t, den o ffemltchcn Fncden 7,U storen. die 
Menschenwürde anderer dadurch angrl'ift, dJß er 1. zum Haß gegen Teile der Bc\"(jlkcrung :lufsta(:hch . .1. 

zu Gewalt- oder Willkurmaßnahmen gegen sie lufforden oder J. sie beschimpft, böswillig verachdich 
m3cht oder verleumdete. Die Rl'chtSprechung unterschl('d deshalb bisher 7.wischen der Leugnung des 
Holocaust als .. einfacher Au.~dnvitzlugc«, und dl'r weitl·rgehcnden Behauptung von der Erfindung des 
Holocaust aus dem Motiv dtr Erpressung d('r Deubcht.'n als .. qualifizil'rter Ausch,viu:lugl'e. Nur die 
»qualifizienc Auschwiu.liJgec g;'l lt bi.shl'1' eindeutig als strlfbar im Sinne des § 130 (Volksverhctzung) des 
StGB, insofern sIe Teile der Bcvolkcrung als angebliche Lugner und Erpresser ausdrucklieh verleumdet 
(vgl. BGH-Beschluß vom l6 .11. 1993, NStZ '994. 140). 

4 BGH UneJ vom I~. J. 1994, JW J 994. '421. Das Landgericht Mannheim hane 1992 den NPD-Yorsi t­
zenden G. Decken w~gen Volksvcrh(,t~ungJ ubler N achrede, Verunglimpfung des Andenken!' Verstorbe­
ncr und Aufst.achelung zum RassenhaJS verurreilt. weil er eine Von'rag,sveranstaltu ng mit dem H:lUptthema 
der ~Wlderlcgung( dl'S Holoc.aust durcbg,duhn baLtc. Dit.'s(·$ Urteil wurde im M::ir, '994 \'I)m ßunde'ige­
richlShof wegen Begrundungsnl.lnge ln ,lufgehoben und an d.,s Landgericht '1.u ruckverwlcsl'n. Dit: Nl'UVl' r­
handluns des Fall~s im Juni 1994 gab wegen einer gegenuber dem Angekl:1gr en :\1I4u Vl!rs (:lnd.ni ~vo llt:n 
Urteilsbegrundung wiederum Anlaß fur Etnporu ng; :luch dieses Urteil wurde vom Bundesgenchtshof 
wieder aufgehoben. 

5 So die Gruppe Bundnis 90/DIe Grunen Im Bundestag in der Begrundung Ihres Antrags auf G('·S(·tzl's~n­
dcrung (BT·Drs. Izf411. S, J). Die.' ßtdtidigung von Ttd('n dc:r Bevo lkcrung. die unt("r der NS-Herrschaft 
verfolgt wurden. glh nach § 194 StGB Immerhin als Offizialdelikt, d;lS auch ohne Slr;,hntug von Amts 
wegen vl'rfolgl werden kann. 

6 So u . .,. G. Rocllecke : -Tauachen konnen nur (ur sich selbst sprechen und jeden Widerspruch ausschlie­
ßen, wenn sie ohne Gutesi~GcI und ohne den Stempel >sachlich richtig< aurtrcten .... FAZ~ 18.5.94. S. IJ. 
Ahnlieh argumentieren auch S. Cobler, a.". O. und H. Meier, a. a. O. (Anm. 1). 

2Il 
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212 An dieser Auseinandersetzung über die Strafbarkeit der Holocaust-Leugnung und 
die Bedeutung der Meinungsfreiheit hat sich das Bundesverfassungsgericht mit einer 
Stellungnahme beteiligt, die nicht nur politische, sondern auch philosophische Auf­
merksamkeit verdient. Das Bundesverfassungsgericht vertritt darin die Auffassung, 
das Leugnen des Völkermords sei schon deshalb grundsätzlich nicht vom Grund­
recht der Meinungsfreiheit geschützt, weil es sich dabei gar nicht um eine Meinzmg, 
sondern um eine falsche Tatsachenbehauptung handelt: »Meinungen sind durch die 
subjektive Beziehung des Einzelnen I.um Inhalt seiner Aussage geprägt. Für sie ist 
das Element der Stellungnahme und des Dafürhaltens kennzeichnend. Insofern las­
sen sie sich auch nicht als wahr oder unwahr erweisen«. Bei Tatsachcnbehauptungen 
stehe dagegen »die objektive Beziehung zwischen der Äußerung und dcr Realität im 
Vordergrund. Insofern sind sie auch einer Überprüfung auf ihren Wahrheitsgehalt 
zugänglich«. In diesem Sinne beziehe sich der entsprechende Grundgesetzartikel (5, 
I, I) aLlein auf die freiheit der Meinungsäußerung, Tatsachenbehauptungen hingegen 
seien nur geschützt, sofern sie Voraussetzung für die Bildung von Meinungen seien. 
Dies könne jedoch nicht für "die bewußt oder erwiesen unwahre Tatsachenbehaup­
mng« - wie im Fall der Holocaust-Leugnung - geltend gemacht werden, da diese »zu 
der verfassungsrechtlich vorausgesetzten Meinungsbildung nichts beitragen könne«. 
Im übrigen sei auch die Schutzwürdigkeit von Meinungsäußerungen »vom Wahr­
heitsgehalt der ihnen zugrunde liegenden tatsächlichen Annahmen« abhängig? Das 
Bundesverfassungsgericht schränkt also das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung 
schon begrifflich, und nicht crst durch die mögliche Kollision mit anderen Rechten 
ein - und liefert damit eine Begründung, warum auch das Bestreiten histOrischer 
Tatsachen, und nicht nur dcr Angriff auf andere unter Strafe gestellt werden 
kann. 
Ich möchte im folgenden das Verhältnis von Meinungsfreiheit und Tatsachenbehaup­
tung am Beispiel der Holocaust-Leugnung erörtern, und dabei in zwei Schritten 
vorgehen: Zuerst werde ich mich mit der Argumentation des Bundesverfassungsge­
richts auseinandersetzen, das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung sei schon auf 
der begrifflichen Ebene durch die Unterscheidung zwischen Meinungsäußerungen 
und Tatsachenbehauptungen eingrenzbar. Ich möchte zeigen, warum diese Position 
mit einem liberalen Verständnis der Meinungsfreiheit unvereinbar ist. In einem zwei­
ten Teil gehe ich darauf ein, inwiefern die Behauptung der »Auschwitzlüge« eine 
Abwägung zwischen konfligierenden Rechten erfordert, und welche anderen Rechte 
hier gegenüber dem Grundrecht der Meinungsfreiheit im einzelnen abgewogen wer­
den müssen. In diesem Zusammenhang komme ich auf die Neufassung des Volks­

verhetzungsparagraphen zurück, die ich sowohl unter dem juristischen Aspekt der 
Ahwägung zwischen konfligierenden Rechten, als auch unter dem politischen 
Aspekt des Umgangs mit der deutschen Geschichte für falsch halte. 
Um Mißverständnisse zu vermeiden, möchte ich zuvor noch einmal klarstellen: mein 
Thema ist nicht die Behauptung der »Auschwitzlüge« selbst, sondern der politische 

und juristische Umgang mit solchen offenkundigen Falschbehauptungen. Es geht 
mir nicht darum, den Holocaust-Leugnern ein Forum für ihre Falschbehauptungen 
zu erstreiten, sondern zu begründen, warum der juristische Weg, den das zitiene 
Bundesverfassungsgerichts-Urteil und die Novellierung des § 130 StGB gegenüber 

7 ( BvR 1}/94, S. 9 H. (NJW 199-1, 1779)· Es h::mdclt Sich um ein Urteil, mit dem das Bundcsverfa:l .~ungs· 
gericht uber ·.die Zuiassigkeit von Aufb gcn fur eine Ycrsvnmlung. In der Jie Lcu)1nung der Judenverfol­
gung im )Dritten Reich. ~u uwarten ist« zu entscheIden h:ml'. Dle Slndt Munchen haltc der N PD 
verordnet. sie mUSH: auf Ihrer V~r.anstahung sicherstellen, daß die J ud eil verfolgung un Dnlt~'n RCleh nichl 
geleugnet oder bezweifelt werde. Das ßundesverfassungsgerl cht clltsdll('d, i.'l fl t sokhr Aunagr se I mit dem 
Grundrechl der MCUlungs(reihell vereinbar. 
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solchen Behauptungen einschlagen) letztlich nicht dem Interesse an historischer Tat­

sachenwahrheit dienen wird. 

J 

Ein juristisches Urteil mit philosophischen Begriffen zu überprüfen, und einem Ge­

richt seinen naiven Wahrheitsbegriff nachzuweisen, könnte leicht als wohlfeiles 
Unternehmen philosophischer Wichtigtuerei erscheinen. Gegen solcbes Abwinken 

spricht aber nicht nur der herausragende politische Stellenwert des Grundrechts auf 

Meinungsfreiheit und der Urteile des Bundesverfassungsgerichts im politischen Sy­
stem der Bundesrepublik. Es wäre auch ein Fehler, die hier zur Debatte stehende 

Begriffsdifferenzierung zwischen Tatsachenbehauptungen und Meinungsäußerun­

gen als ad-hoc-Untcrscheidung von untergeordneter Bedeutung einzuschätzen. In 
der juristischen Diskussion ist diese Unterscheidung durchaus einschlägig, wenn 
auch nicht unumstritten - und VOn erheblicher Bedeutung für die Auslegung des 

Artikel 5 des Grundgesetzes.' Auch in der philosophischen Diskussion hat sie Mit­
streiter. 

Die Unterscheidung zwischen Meinungen und Wahrheitserkenntnis steht als Diffe­
renzierung zwischen doxa und episteme in einer langen philosophischen Tradition, 

die allerdings auch eine Tradition des Streites um die Bedeutung beider Begriffe ist. 
Von der einen Seite wird der überzogene Anspruch auf ewige Wahrheiten kritisiert, 

den dogmatische Metaphysiker mit dem Begriff der episteme verbinden, auf der 
anderen Seite haftet dem Begriff der doxa der relativistische Makel des bloß Subjek­
tiven, Kontingenten und Vorläufigen an. Zwischen den extremen Positionen - der 

relativistischen, die behauptet, es gebe überhaupt nur Meinungen und keine Wahr­
heiten, und der metaphysischen, die der Vernunfterkenntnis absolute Wahrheit 

zuschreibt - stehen Ansätze, die den Begriff der doxa von abwertenden Auffassun­
gen rehabilitieren wollen, ohne andererseits auf den Begriff der episteme zu verzich­

ten. 

Im Kontext der politischen Theorie war es Hann.h Arendt, die die doxa zum wich­
tigsten Grundbegriff des Politischen erbob, ohne den Begriff der absoluten Wabrheit 
preiszugeben. Gerade durch strikte Abgrenzung von der Wahrheitserkenornis will 

sie den hohen Stellenwert der politischen Meinung unterstreichen. In ihrem Essay 

über .. Wahrheit und Politik« aus dem Jahr 19679 unterscheidet sie, ganz ähnlich wie 

das Bundesverfassungsgericht in dem zitierten Urteil von 1994, zwischen Meinungen 
und Tatsachen, und auch sie leitet aus dieser Unterscheidung eine grundsätzliche 
Beschränkung des politischen Rechts auf freie Meinungsäußerung ab. Ich möchte 

R So bcuncilen v. Mangoldt/Klc.in/Starck in ihn:m Grundgesl·tz~Kommenlar (GG, An.5 Rdnr. 16-20; 
Munchl'n 1985) die ,. Versuche, "lJ.tsachenmiltcilungen VOn Meinungen zu (rellne n~ z.war au/~ers{ skeptisch, 
da ),allch die bloße Miucilung: von TJJsachco ( ... ) allein durch die Au swahl bereits wertende Elemente. 
enthalte, schließen sich aber denn<H:h der Auffassung an, .. die hl.~ch c: Tats:l.chenmittedung .. .st:i ~ kt-in zu 
schutzendes Rechtsgut, das vom Begriff der Meinung i.5. des Art. 5 erfaßt wird ... , wobei ~ie immerhin 
einraumen: -Schwicrigkeicen ergeben sich bei der Abgrenzung von wahr und falsch .... . Einen ahnlichen 
,Mittelweg, - die strikte UnterscheidunG zwischen THsachenbehaupwngen und MClnungen z.war in Frage 
LU stellen, bei der Ausgrcnzu ng falscher Tatsachenbehauptungen a.btr gleichwohl anzuwcnden - schlagen 
auch Htn .og (in: Maunl./Durig, Ge, An. 5 Abs.l, II Rdnr. 5O-S S; 1992) und Ja ras ~ (in: J.1 rOl.ss/ Pitrmh, 
GG, An. 5 RJnr.l; München 1991) ein. Lediglich Wendt kritisiert die Ausgrenzung falscher TJ.tS ,lcll(:n~ 
mitteilung a llS dem Schurz.bereich des An. 5, 1, I als »ubcr7.ogen obj('kti\., i ~tisch - imtitU[ionclle Sicht der 
Memungs(re[heit<o (in: v. Mum:b / Kun.ig. ee, Bd. 1, Art. 5 Rdnr. 8- 10; Müncben (992) . 

9 Hannah Arendt (1967), Wahrheit und Politik, in: Wahrheit und Luge in der Politik. Zwei E~ says. MLin~ 

dll'nfZlirich 1987 (2. Auf1.). 
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zunächst auf ihre Argumente eingehen, die sie für die Ausgrenzung dcr Wahrheits­
fragen aus der freien Diskussion der politischen Öffentlichkeit geltend macht. 
Arendt stellt das Problem der Tatsachenfeststellung in den übergeordneten Rahmen 
der philosophischen Frage nach der Wahrheit und unterscheidet, Vernunftwahrheit, 
von ,Tatsachenwahrheit<. Sie beruft sich dabei auf Leibniz. entwickelt aber eine ei­

gene Deutung der Begriffe. Leibniz steht im doxa-episteme-Srreit eindeutig auf der 
Seite der Metaphysiker: nur die logische Notwendigkeit der Vernunftwahrheit ge­
hört zur episterne, die sinnlich vermittelte Tatsachenwahrheit wi.rd als logisch 

kontingent der untergeordneten doxa zugerechnet. Arcndt ordnet im Unterschied 
dazu sowohl die Vernunfr- als auch die Tatsachenwahrheit der Seite der episteme zu 
und grenzt beide von der Meinung ab. Wichtig ist die Unterscheidung zwischen 
Vernunft- und Tatsachenwahrheiten für sie deshalb, weil sich damit das Wirkungs­
feld der Lüge eingrenzen läßt. Dic Lüge als bewußtes Leugnen der Wahrheit ist zwar 
bei allen wahrheitsfähigen Aussagen möglich - wirksam ist sie aber nur bei wahr­

heitsfähigen Aussagcn, die nicht logisch notwendig sind: den Tatsachenwahrheiten. 
Deshalb sind die Tatsachenwahrheiten im politischen Raum besonders gefährdet, 
und deshalb müssen sie aus dem Meinungsstreit herausgehalten werden. 
Der grundlegende Unterschied zwischen Wahrheiten und Meinungen besteht nach 
Arcndts Darstellung in dem jeweiligen Gültigkeitsanspruch und Begründungsver­
fahren : Tatsachcnwahrheiten erheben wie alle Wahrheiten "den Anspruch zwingen­
der Gültigkeit«, "der jede Debatte ausschließt «, weil er "durch Übere;nkunft, 
Diskussion oder Zustimmung weder erhärtet noch erschüttert werden kann «. '0 Mei­
nungen können sich dagegen auf unmittelbare Gewißheit nicht stützen, sie sind das 
Resultat von Überlegung und bedürfen der Begründung, um sich im Streit der ver­
schiedenen Ansichten und Interessen durchsetzen zu können. Während Tatsachen­
behauptungen entweder wahr oder falsch sind, gelten oder nicht gelten, können 

Meinungen VOn höherer oder minderer Qualität, mehr oder weniger überzeugend 
sein. 

Nur in Meinungsfragen - so läßt sich Arendts Position zusammenfassen - gilt das 
politische Gebot der Toleranz, Wahrheitsfragen hingegen erfordern absolute Ant­
worten, Wer das politische Recht freicr Diskussion und das liberale Toleranzgebot 
auf Wahrheitsfragen anwenden will, betreibt Arendt zufolge eine Umdeutung von 
Tatsachen in Meinungen : .. Die Trennungslinie zwischen Tatsachen und Meinungen 
zu verwischen ist eine der Formen der Lüge.« Wer sich unliebsamer Wahrheiten 
entledigen will, aber »nicht über die Macht verfügt, seine fälschung öffentlich als 
Wahrheit zu etablieren «, weicht auf eine andere form der fälschung aus, indem er 

,>erklärt, dies sei eben seine Ansicht von der Sache, für die er dann das Recht der 
Meinungsfreiheit in Anspruc.h nimmt«." Der Anspruch, das Behaupten von Tatsa­
chen stünde unter dem Schutz der Meinungsfreiheit, wird von Arendt eindeutig 
zuruckgcwjesen. 

Der starke Kontrast, der hier zwischen Tatsachenwahrheiten lind Meinungen ge­
zeichnet wird, entsteht allerdings erst durch Arendts einseitige Einordnung des 
Argumentationsverfahrens. Arendt erweckt den Eindruck, als seien Begründungen 

zum Zweck der Feststellung von Tatsachen übertlüssig oder gar unmöglich, sie sug­
geriert eine bruchlose Kontinuität zwischen der unmittelbaren, einzelnen Wahrneh­
mung und der Feststellung komplexer Ereignisse. Dabei übergeht sie auch den 
Evidenzverlust, der entsteht, wenn Ereignisse nur noch durch Dokumente und 
Augenzeugen belegt, aber nicht mehr unmittelbar beobachtet werden können. 

10 Arcndl (1967), 59 fr. 
I [ Arendt (1967). 7}. 
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An Arendts Beispielsatz für eine Tatsachenwahrheit läßt sich zeigen, wie vorausset­
zungsvoll die Feststellung nur eines einzelnen Ereignisses ist. Die Aussage " Im 
August '914 fielen deutsche Truppen in Belgien ein« ist nicht nur sprachlicher Aus­
druck beobachtbarer "elementarer Daten«", wie Arendt es darstellt, sondern impli­
ziert di e Kenntnis besonderer sozialer Konventionen und Umstände. um richtig 
angewendet zu werden. Es ist keineswegs abwegig. die Verwendung einzelner Be­
griffe wie z. B. »einfallen« in diesem Kontext durch Argumente zu stützen, etwa 
durch die Erläuterung, für eine Grenzüberschreirung militärischer EinheitCIl habe 
keine Rechtsgrundlage durch internationale Vereinbarungen bestanden. 
Arendts Bcgriff von Tatsachenbehauptungen ist offenbar zu schmal: sie reduziert die 
Tatsachenbehauptung auf unmittelbare Wahrnehmung, und die Wahrheit von Tatsa­
chen auf subjektive Gewißheitserlebnisse. ohne zu beachten, daß Tatsachenbehaup­
rungen selbst keine unmittelbaren Wahrnehmungen, sondcrn Aussagen über Wahr­
nehmungen sind, die die Struktur begründbarer Urteile haben. Wenn eine 
Tatsachenbehauptung ihre Wahrheit aber nicht allein durch Beobachtung erweisen 
kann, sondern auf argumentative Begründung angewiesen ist, bci der sie selbst als 
subjektive Deutung beobachtbarer Datcn zur Diskussion steht, dann liegt es nahe, 
Arendts Vorwurf der Transformation von Tatsachen in Meinungen umgekehrt auf 
ihre eigene Position anzuwenden: eine Tatsachenbehauptung, die sich mit dem An­

spruch, nur Ausdruck unmittelbarer Wahrnehmung zu sein. jeder Begründung 
entzieht. immunisiert sich durch Transformation einer Meinung in eine Tatsa­
che. 
Um damit aber nicht ins andere Extrem des wahrheitstheoretischen Relativismus zu 
vcrfallen, muß man zwei verschiedene Bedeutungen von .Meinung, unterscheiden: 
erStens gibt es Äußerungen. die deshalb keinen Wahrheitsanspruch erheben. weil sie 
sich auf Fragen beziehen. die selbst nicht für wahrheitsfähig gehalten werden - dies 
können Glaubensbekundungen über die Existenz Gottes oder ein Leben nach dem 
Tod sein, subjektive Geschmacksurteile, Beifalls- und Mißfallensbekundungen. In 
diesem Sinn unterscheiden sich Meinungsäußerungen VOn Tatsachenbehauptungen. 
Zweitens gibt es Äußerungen, die als subjektive Stellungnahme zu wahrheitsfähigen 
Fragen auftreten, und dabei zwar einen Wahrheitsanspruch erheben, aber eben kei­
nen »absoluten« oder »despotischen« in Arendts Sinn: sie gehen vielmehr von der 
eigenen Fehlbarkeit und Begründungsbedürftigkeit aus. In diesem zweiten Sinn zäh­
len zu den Meinungsäußerungen auch Tatsachenbehauptungen. 
Sowohl Arendt als auch das Bundesverfassungsgericht verbinden kurzschlüssig die 
Unterscheidung zwischen Äußerungen mit Wahrheitsanspruch und solchen. die kei­
nen Wahrheitsanspruch erheben. mit der Unterscheidung zwischen subjektiven 
Äußerungen und objektiven Tatsachen. um dann den diskutierbaren subjektiven 
Meinungsstreit der nicht diskussionsfähigen objektiven Feststellung gegenüberzu­
stellen. Statt aber Subjektivität und Begründung schlechthin als Differenzierungskri­
terium aufzufassen. muß zwischen verschiedenen Formen der Subjektivität und der 
Begründung unterschieden werden. 
Eine Preisgabe des »despotischen« Wahrheitsanspruchs im Sinne Arendts bedeutet 
nicht. daß der Begriff der Wahrheit selbst seinen Absolutheitscharakter verliert. Ge­
gensätzliche Aussagen über Tatsachen können nicht gleichermaßen als wahr behaup­
tet werden. Wer einen Wahrheitsanspruch erhebt. muß im Zweifelsfall begründen 
können, daß seine Behauptung den Kriterien der Eindeutigkeit, Widerspruchsfrei­
heit und Nachprüfbarkeit entspricht. 'J Dagegen kann jemand. der eine Meinung im 

Il Arend< ('967). )8. 

J} Auf die Vereinbarkeit von Wahrheitsanspruch und Pluralismus in Abgrenzu.ng sowohl gegen relarivisti~ 
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2,6 Sinne eines subjektiven Geschmacks-, Glaubens- oder Werturteils vertritt, sich allein 
darauf berufen, daß er dies eben so empfinde. Argumente können hier zwar auch das 

Ziel haben, andere zur Übernahme der eigenen Meinung zu motivieren, aber das 
Nebeneinanderbestehen verschiedener Meinungen führt nicht zu Widersprüchen 
und damit auch nicht notwendig zum Konflikt. Einen problematischen dritten Be­
reich zwischen Wahrheits- und Glaubens- bzw. Geschmacksfragen bilden Äußerun­
gen über die moralische Richtigkeit von Handlungsregeln, die sowohl mit dem 
wahrheitsanalogen Anspruch auf rational begründete Entscheidbarkeit auftreten 
können, als auch mit dem ermäßigten Anspruch des subjektiven Appells. 
Arendts Diagnose der Umdeutung von Tatsachen in Meinungen könnte nun so re­
konstruiert werden, daß Tatsachenbehauptungen sich mit dem Hinweis, sie seien 
lediglich Ansichtssache, einer stichhaltigen Begründung entziehen wollen. Gegen­
über dieser rhetorischen Immunisierungsstratcgie kann man dann darauf verweisen, 

daß es sich bei Tatsachenfragen eben nicht um Fragen willkürlicher subjektiver An­
sichten handelt, sondern um Fragen der Wahrheit, und daß Wahrheitsansprüche ihre 
Geltung auf bestimmte Standards argumentativer Begründung stützcn müssen, wenn 
sie überzeugen sollen. Was in dieser Lesart jedoch nicht möglich ist, ist die Abwei­
sung des Rechts auf Meinungsfreiheit für die in Frage stehende Äußerung. Einer 
Tatsachenbehauptung deshalb das Recht auf freie Äußerung streitig zu machen, weil 
sie die geforderten argumentativen Begründungsstandards nicht erfüllt, scheint mir 
ein unangemessenes Vorgehen zu sein. Aber genau solch ein Vorgehen will die Stel­

lungnahme des Bundesverfassungsgerichts begründen. 
Das Bundesverfassungsgericht war, wie Arendt, in seiner Stellungnahme von der 
Unterscheidung zwischen nicht-wahrheitsfähigen Meinungen und überprüfbaren 

Tatsachenbehauptungen ausgegangen. Meinungen genießen "den Schutz des Grund­
rechts, ohne daß es darauf ankommt, ob die Äußerung begründet oder grundlos, 
emotional oder rational ist, als wertvoll oder wertlos, gefährlich oder harmlos einge­
schätzt wird«. »Die bewußt oder erwiesen unwahre Tatsachenbehauptung« wird 
dagegen »nicht vom Schutz der Meinungsfreiheit umfaßt«; »Erwiesen unrichtige 
Tatsachenbehauptungen sind kein schützenswertes Gut«. " 
Diese Auffassung wirft die Frage auf, durch welches Verfahren die Wahrheit oder 
Unwahrheit von Tatsaehenbehauptungcn erwiesen werden soll, und mit welcher Be­
gründung unwahre Tatsachenbehauptungen vOn der Meinungsfreiheit per dcfinitio­
nem ausgeschlossen werden dürfen. Zur Klärung der Position des Bundesverfas­
sungsgerichts muß zwischen verschiedenen Typen der freien Äußerung differenziert 
werden, da Artikel 5 des Grundgesetzes sowohl die Meinungs- und Pressefreiheit als 
auch die Freiheit von Kunst und Wissenschaft regelt. Die vom Bundcsycrfassungs­
gericht vertretene Einschränkung des Rechts der freien Äußerung bezieht sich nur 
auf die allgemeine Meinungs- und Pressefreiheit, nicht auf die Freiheit der Wissen­
schaft. Es geht dem Bundesverfassungsgericht um die Grenzen der freien Meinungs­

äußerung in der politischen Öffentlichkeit, von deren Beschränkung die wissenschaft­
liche Auseinandersetzung als professionalisierte Instanz zunächst unberührt bleibt. 

Nicht jeder Widerlegungsversuch und jede gegenteilige Äußerung einer einmal fest­
gestellten Wahrheit soll verboten werden können. Für die Feststellung der Tatsa­
chenwahrheit sind, so könnte man die Frage nach dem zulässigen Verfahren 
beantworten, die professionellen Instanzen der Wissenschaft und Rechtsprechung 
zuständig, die an definierte Regeln der Begründung gebunden sind. Der Meinungs-

sehe als auch fund::unentJlistlSc hr Poslfionen vcrw clSl H. J. Wendel In selilem Beitrag : Die I ntolcr~ n7. der 
Wahrh t: il. Zur mo rali schen Bewertung mcdll)dologlscher Strateöien. m: E!h i"k UJld Soz ialwissenschaften 

5 ([994}) Nr.4· 
14 I BvR 23/94. 5.9ff., 18f. (siehe ;l.U th A nm.8). 
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strcit in der politischen Öffentlichkeit ist solchen Regeln nicht unterworfen, muß 

sich aber den Ergebnissen der Wahrheits-Experten unterordnen. 
Das mögliche Verbot unwissenschaftlicher und erwiesen unwahrer Behauptung 

kommt insofern dem Versuch gleich, die Einhaltung wissenschaftlicher Regeln der 
Wahrheitsfeststellung auf dem Weg der Rechtsprechung zu sichern. Dabei werden 

allerdings bedingte Vorschriften, die nur befolgt werden müssen, wenn ein bestimm­
tes Ziel- Wissenschaftlichkeit - erreicht werden soll, und deren Mißachtung durch 

die »Strafe« ihres Mißerfolgs sanktioniert ist, zu unbedingt verpflichtenden Gebo­

ten, deren Einhaltung durch festgesetzte Sanktionen gesichert werden. 

Nehmen wir z. B. an, cs werde die Behauptung, daß bcstimmte Bodenzeichnungen 
im Wüstensand an der Küste Perus von außerirdischen Intelligenzen als Landebah­

nen für Raumschiffe angelegt worden seien, auf öffentlichen Versammlungen ver­

breitet, obwohl sie wissenschaftlich hinreichend widerlegt worden sei. Nichts würde 
daw berechtigen, eine solche Theorie der Außerirdischen wsärzlich zum Nachweis 

ihrer wissenschaftlichen Unhaltbarkeit auch noch gerichtlich zu verbieten. Vielmehr 

wäre zu befürchten, daß ein solches Verbot dieser Theorie unangemessen viel Auf­

merksamkeit verschaffen und ihre Vertreter gerade zu Märtyrern im Dienste der 
Wahrheit stilisieren könnte. Der Schluß liegt nahe, daß auch das Verbot der Leug­

nung des Holocaust in dieser Hinsicht grundsätzlich nicht besser begründet ist. 

Die vom Bundesverfassungsgericht unterstellte Kompetenzverteilung zwischen Ex­
perten und Öffentlichkeit widerspricht der liberalen Auffassung des Grundrechts 

auf Meinungsfreiheit, die das öffentliche Interesse am freien Meinungsstreit betont; 

das Bundesverfassungsgericht scheint dagegen das Recht auf freie Meinungsäuße­
rung nur als subjektives Gut zu betrachten. Die liberale Position in der Tradition 

John Stuan Mills geht davon aus, daß es im öffentlichen Interesse liegt, die Freiheit 

der Meinungsäußerung nicht zu behindern, weil nur auf diesem Weg Wahrheit gesi­
chert werden kann.' 5 Im Unterschied zum Bundesverfassungsgericht geht diese 

Position von einer prinzipiellen Unabgesehlossenheit des Prozesses der Wahrheits­

findung aus. Das Kriterium erwiesener Wahrheit oder Unwahrheit kann daher nicht 

zur Bcgren7..ung der Meinungsfreiheit dienen. 
Dagegen kann natürlich eingewendet werden, daß im juristischen Alltag ständig über 

Tatsaehenfragcn entschieden werden muß, und der Verweis auf die grundsätzliche 

Fehlbarkeit unseres Wissens h.ier w vollständiger Handlungsunfähigkeit führen 
würde. Dieser scheinbare Gegensatz löst sich aber auf, wenn zwei Ebenen beim 

Verfahren der Wahrheitsfindung unterschieden werden: wm einen die rechtlich ver­
bindliche Entscheidung über praktisch relevante Tatsachenfragen, die von autorisier­

ten instanzen wie sachverständigen Gutachtern und Gerichten getroffen wird, zum 
anderen der zeitlich und räumlich unbegrenzte Diskurs über Wahrheitsfragen, an 

dem jeder beteiligt ist, der mit seiner Aussage öffentlich einen Wahrheitsanspruch 
erhebt. Die Schlichtung aktueller Konflikte und Interessen kollisionen bedarf der 

Verbindlichkeit juristischer Entscheidungen. Die historische Wahrheit aber, die sich 
in den Überzeugungen der Menschen durchsetzen wird, kann damit nicht festgelegt 
werden .. 6 

15 . Unsere gtslchencslt'n Ubetz.euguflgen haben keine verlaßltchcre SChIH7.W3Chc als elOe sl:mdigc Einla­
dung an die ganze' Weh. sie als unbegrundct 2,U erweisen. ( ... ) Eine ße.h3uptung gesichert nennen, solange 
~ jem>1 odcn GIbt, d,'( ihre Sicherheit abstreiten wurde, wenn es ihm erlaubt ware - der diese Erlaubms 
aber nicht erhalt - heißt annc;ohmen. daß wir und die mIt uns GI<.'ichgl..'sinnu:n Richter uber die GewIßheit 
sind und noch dar.u nchten, ohne die Gegc-n5cilc 3nz.uhorcn ... John 5cuan Mill (18:59): On Liberty . 
Ubcrsell.[ von B. Lcmke, Slul tg:trt 1988. S. J J r. 

16 EUle ;ihnht bc UnterscheIdung legt auch Kant bel sl:incr .. ßcantwonung der Frage: Was ist Aufkbru,\g? .. 
zugrunde, wen.) l' ( den ofrentlichcn Gebrauch der Vernunft . ,., den jemand al s Gelehrter von ihr vor dem 
ganz(!n Publikum du Leserwelt macht_, vom Priviltgebrauch abhl'bt, den i"mand "' 1.0 (:inem gewissen ihm 
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218 Zusammengefaßt hat die Position des Bundesverfassungsgerichts gravierende 
Schwächen; Hier wird nicht nur die Bedeutung des öffentlichen Meinungsstreits für 
das Verfahren der Wahrheitsfindung unterschätzt, sondern es wird außerdem der 
theoretische Diskurs über Wabrheitsfragen nicht ausreichend vom praktischen Ver­
fahren verbindlicher TatSachenfeststellung unterschieden. Der Versuch, eine grund­
sätzliche Einschränkung des Rechts der freien Äußerung bereits auf der begrifflichen 
Ebene vorzunehmen, und es nur für ,Meinungen, im Sinne bewertender Äußenlngen 
ohne Wahrheitsanspruch gelten zu lassen, ist mit der liberalen Auffassung des 
Grundrechts der Meinungsfreiheit unvereinbar. Grundsätzlich muß auch in der Öf­
fentlichkeit über Wahrheitsansprüche und über die juristisch oder wissenschaftlich 
als wahr erwiesenen Tatsachenbehauptungen gestritten werden dürfen. Der Verweis 
auf professionelle Instanzen der Wahrheitsfeststellung kann die Befassung der Öf­
fentlichkeit mit Fragen der Wahrheit nicht ersetzen, er birgt vielmeh.r die Gefahr der 
Dogmatisierung und Immunisierung von »Herrschaftswissen «. Die staatl.iche Beru­
fung auf endgültige Wahrheiten, unabhängig vom Fürwahrhalten der Öffentlichkeit, 
ist philosophisch unhaltbar und politisch gefährlich - auch wenn es sich um histori­
sche Ereignisse von höchster Bedeutung wie im Fall des Holocaust handelt. 

Il 

Wenn das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung nicht schon durch die epistemi­
sehe Unterscheidung der Meinungs- von den Wahrheitsfragen begrenz.t werden 
kann, so besteht seine Einschränkung doch unbestritten im möglichen Konflikt mit 
anderen Rechten. In Art. 5 GG wird dieses Recht - im Unterschied zur Freiheit der 
Kunst und Wissenschaft, die nur der Treue zur Verfassung unterliegen - ausdrückl.ich 
in die Schranken der Vorschriften der allgemeinen Gesetze, der gesetzlichen Bestim­
mungen zum Schutze der Jugend und des Rechtes der persönlichen Ehre verwiesen. 
Dieser Aspekt einer Abwägung zwischen konfligierenden Rechten begründet auch 
die begrenzte Vergleichbarkeit des angeführten Beispiels der peruanischen Boden­
zeichnungen mit dem Fall der Holocaust-Lcugnung; Hier steht eben nicht allein die 
Leugnung der historischen Tatsache des Holocaust auf dem Spiel, sondern auch das 
Schutzrecht von Personen, deren Identität mit der Tatsache des Holocaust verknüpft 
ist. Genauer gesagt geht es hier um die Abwägung zwischen dem Freiheitsrecht der 
ungehinderten Meinungsäußerung auf der einen Seite, dem Schutzrecht der Men­
schenwürde nach Art. 1 GG (bzw. dem früheren § 130 StGB) und der persönlichen 
Ehre nach den §§ 185 ff. BGB auf der anderen Seite. 
Eine solche Abwägung nimmt das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil ab­
schließend vor und kommt zu dem Schluß, daß die Meinungsfreiheit in diesem 
konkreten Fall hinter dem PersönlichkeitSschutz zurücktreten müsse. Die» Leug­
nung der rassisch motivierten Vernichtung der jüdischen Bevölkerung im Dritten 
Reich« stehe in einem direkten Zusammenhang mit »dem Angriff auf den Achtungs-

anvcnrautCn bürgerlichen Posten, oder Amte, von st:iner Vernunft machen darf~t: _dr.:r oHentliche Ge­
brauch seiner Vernunft muß jedencit frei sein, und der allei n kann AufkJirung unter Men~l,;hcn 7..U Stande 
bringen". (Immanuel Kant.., Bcantwortung der Frage: Was ist AuJkhirung?, A 484. 485- Zitiert nach: 
Schriften zur Anrhropolobic, Geschichtsphilosophie. Polüik und Padagogik f, herausgegeben von 
W. Weischedei, FrankfurtIM . 1977). N1turl ich laßt sich hier einwenden, die erwiesen falsche Tatsachen­
behauprung sei gerade kein Fall von. Yernunftgebrauch Ol . sondern em irr:ltion.ler Akt - doch das h.ieße 
eben, sich zum Richter über die Gewißheit machen bz.w. die Ergebnisse des Aufklarungsprozcsses vor­
wegnehmen zu wollen. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1995-2-210
Generiert durch IP '3.135.205.32', am 11.09.2024, 13:20:29.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1995-2-210


anspruch und die Menschenwürde der heute lebenden Juden". '] Das Bundesverfas­
sungsgericht vertritt damit die Auffassung, daß die Leugnung des Holocaust nicht 
nur einen Angriff auf die persönliche Ehre, sondern auch auf die Menschenwürde 
darstelle. Der Bundesgerichtshof hingegen hatte für den Straftatbestand der Volks­
verhetzung, der bislang ja an das Kriterium eines Angriffs auf die Menschenwürde 
gebunden war, die Bedingung geknüpft, ein solcher Angriff liege nur dann vor, wenn 
nachgewiesen werden könne, »daß der angegriffenen Person ihr Lebensrecht als 
gleichwertige Persönlichkeit in der staatlichen Gemeinschaft abgesprochen und sie 
als minderwertiges Wesen behandelt wird«. ,S Gerade diese Forderung hatte zu gro­

ßer öffentlicher Empörung geführt und zur Änderung des § 130 StGB erheblich 
beigetragen . 
Dabei geht es um die Frage, ob das Bestreiten eiDes historischen Verbrechens einen 
direkten Angriff auf die Würde der Opfer darstellt; anders formuliert: Ob das Be­
streiten historischer Tatsachen, die Teil der identitätskonstitutiven Gewißheiten 
bestimmter Personen sind, eine rechtlich strafbare Mißachtung ihrer Würde darstellt. 
Strittig ist insbesondere, wie hier der Begriff der Würde im Unterschied zur persön­
I.ichen Ehre auszulegen ist, und wodurch die Würde bedroht werden kann. 
Durch das Bestreiten historischer Tatsachen, die Teil der identitätskonstitujerenden 
Gewißheiten einer Person sind, wird auch die Anerkennung der Identität dieser 
Person verweigert. Eindeutig sind in diesem Sinn Fälle, in denen ein direkter Bezug 
zwischen der Tatsachenbehauptung und der Person besteht, wenn es sich also z. B. 
um die Behauptung handelt, eine bestimmte Person habe eine Handlung begangen, 
die eindeutig moralisch zu verurteilen ist, wie dies bei der Unterstellung einer Lüge 
geschieht. Solche Tatsachenbehauptungen zielen direkt auf die persönliche Ehre 
einer Person. Nicht ganz so deutlich liegt der Fall bei Behauptungen, die anderen 
Personen nur indirekt moralisch verwerfliche Absichten oder herabsetzende Eigen­
schaften unterstellen. Hier hängt die Beurteilung, ob eine solche Äußerung eine 
Beleidigung darstellt, auch davon ab, wie offensichtlich der beleidigende Zusammen­
hang ist, ob also eine Absicht oder mindestens die billigende Inkaufnahme der 
Ehrverletzung unterstellt werden muß. 
Tatsachenbehauptungen (oder die Leugnung von Tatsachen) die auf diese Weise im 
Zusammenhang mit identitätskonstituierenden Gewißheiten stehen, sind als Beleidi­
gung, üble Nachrede, Verleumdung und Verunglimpfung nach den §§ 185 ff. StGB 
strafbar. In bezug auf den juristischen Umgang mit der Leugnung des Holocaust und 
der Behauptung der »Auschwitzlüge« kann es hier allenfalls Differenzen in der Ein­
schätzung des konkreten Falles geben, es besteht aber kein grundsätzlicher Rege­
lungsbedarf, der eine venneintliche Gesetzeslücke schließen müßte. Insofern die 
Leugnung des Holocaust und das Behaupten der »Auschwitzlüge« eine Beleidigung, 
Verleumdung und Verunglimpfung der Opfer darstellt, ist sie nach geltendem Recht 
eindeutig strafbar. 
Grundsätzliche Differenzen bestehen allerdings in der Frage, ob die Leugnung des 
Holocaust neben diesem Angriff auf die persönliche Ehre auch ein Angriff auf die 
Menschenwürde ist. Stellt die Mißachtung des konkreten Selbstverständnisses einer 
Person einen Angriff auf ihre Menschenwürde dar, oder besteht die Menschenwürde 
allein im Anspruch auf Anerkennung der allgemeinen Subjektqualitäten der perso­
nalen Eigenveranrwortlichkeit und Gleichwertigkeit' Gerade weil der Begriff der 
Menschenwürde einen aUgemeinen Achtungsanspruch begründet, der unabhängig 
von den konkreten persönlichen Eigenschaften und Lebensumständen besteht, kann 

17 I BvR 23 194. S. 17. 
18 NJW '994. '42.1. 
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220 er nicht in Fällen Anwendung finden, in denen es um die Anerkennung konkreter 

identitätskonstitutiver Gewißheiten geht, die über die allgemeinen Subjektqualitäten 
hinausreichen. Insofern stimme ich der Beurteilung des Bundesgerichtshofs zu, daß 
das bloße Bestreiten des Holocaust selbst keinen Angriff auf die Menschenwürde 
darstellt. Ein soleher Angriff auf die Menschenwürde kann jedoch in der aufhetzen­
den Agitation liegen, die sich gegen bestimmte Personen richtet und deren Recht auf 
Leben und Unversehrtheit direkt oder indirekt bestreitet. '9 

Nun muß man sagen, daß diese Diskussion inzwischen nicht mehr von praktischer 
Bedeutung ist, weil in der Neufassung des § 130 StGB nicht nur die Leugnung des 
Holocaust ausdrücklich in den Strafratbestand der Volksverhetzung aufgenommen 
wurde, sondern darüber hinaus auch auf den Nachweis eines Angriffs auf die Men­
schenwürde verzichtet wird. Es handelt sich damit um den nicht zu unterschätzen­
den Sonderfall eines Gesetzes, der das Leugnen einer historischen Tatsache nur unter 

Hinweis auf die mögliche Störung des öffentlichen Friedens unter Strafe stellt. Die 
Entscheidung, das Strafgesetz in dieser Weise zu novellieren, halte ich in juristischer 
Hinsicht aus zwei Gründen für falsch. Schon die ausdrückliche Anführung der 
Leugnung des Holocaust als Straf tatbestand ist falsch, weil nicht die Leugnung der 
historischen Tatsache, sonder der damit verbundene verletzende Angriff auf andere 
die Straftat darstellt. Den gleichzeitigen Verzicht auf das Kriterium eines Angriffs auf 
die Menschenwürde für den Straf tatbestand der Volksverhetzung aber halte ich für 

fatal. Die Billigung und Verharmlosung von Völkermord ist ohne Angriff auf die 
Menschenwürde nicht denkbar und kann insofern vielleicht auf die ausdrückliche 
Nennung dieses Kriteriums verzichten, bei der Leugnung ist dieser Zusammenhang 
jedoch nicht in gleicher Weise zwingend. Die verbliebene einzige Bedingung einer 
möglichen Störung des öffentlichen Friedens ist meiner Ansicht nach im Hinblick 

auf die Abwägung <wischen konfligierenden Rechten kein hinreichendes Kriterium 
für die Einschränkung der Meinungsfreiheit. 

Meines Erachtens läßt sich diese Form der Neufassung des § 130 StGB ohne Bezug­
nahme auf die besondere psychologische Bedeutung des Holocaust in der politischen 
Öffentlichkeit und die gegenwörtige politische Situation in Deutschland nicht erklä­
ren. Was der \'V'ortlaut des Gesetzes selbst nicht mehr erkennen läßt, kann nur noch 

durch die Kenntnis der aktuellen politischen Lage nachvollzogen werden: die para­
doxe Absicht nämlich, daß gerade durch Weglassung des Kriteriums eines nachweis­
baren Angriffs auf die Menschenwürde dem Zusammenhang zwischen der Strafbar­
keit der Holocaust-Leugnung und den Schutzrechten anderer Rechnung getragen 

werden soll. Die politische Entscheidung, in der Neufassung des § 130 StGB den 
Straf tatbestand eines Angriffs auf die Menschenwürde wegzulassen, hat vermutlich 

ja gerade nicht den Grund, daß ein solcher Angriff hier als irrelevant betrachtet wird, 
sondern im Gegenteil, daß unabhängig von den konkreten Umständen unterstellt 

wird, daß jeder Versuch, die historische Tatsache des Holocaust zu leugnen, per se 
einen Angriff auf die Menschenwürde darstellt. Und daß auS diesem Grund der 
bisherige Ermessensspielraum der Richter, denen nach einigen politisch stark um-

f9 Die ver]<urzte Wiede rgabe d~-" cmspn.:chenden BCH-Urtell s (S Ieht, Anm. 4) In den Medien hat nichl 
unerheblich dazu bei~et ragen, daß der emporende Eindruck emstand, der ßunde$gerichtsho f behauptC' In 

seinem Urteil. daß der !\ngekbgtl' au..: h gar keinen Angriff au f die Mcnschcnwurdt beabSich tige - und set 
damit ~ auj dil' PO!iC (k~ nur dcr Wahrheit vcrpOlClHctcn Forsl.:hc-r:; hcrl·mge f-a llen ... Der Bundesgerlchts· 
hof lu ttc jedocb nur reStgl'Stellt, lbß die f:ll s-dH! T:tt s 3:chell~n.1 uptung ~II ('HI [ur da.'; Delikt der VQlk:;vt'r­
hetzung mein 'lli Srelc!H', und d:1ß ei 11;:' .~olch(· Verurteilung sich Cl~gcben c llf:.1ll s :tu r ßcglc' lUmS{;lI\de wie 
,.bcsondere Gen cn des Angeklagten, d.lc Betonung einu 'lncr Passagen durch Stimmlage oder Laut:narke 
sowie kommcntH:r("ncl t!" Bemerkun gen .. stutzen mussc (Hdmut Kerschner. Die Luge bleibt eine Lugc, 
Suddeutsche Z dtuns lJ. 6. 91, E1Il e ahnhche EIIl.$c h.nzung :tuBen :lUch G . BCt1ralll: ElItl'uSlun gSSl urme 
im MecllenZCll.1lt,'r - der ßGH >.md die ~Auschwnzlugl' ''' , N}\X' 1994, 1001-20°4) . 
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strittenen Äullerungen eine angemessene Beurteilung konkreter Fälle nicht mehr 
ohne weiteres zugetraut wird, drastisch eingeschränkt werden kann und mull. 
Die Ungeheuerlichkeit des moralischen Verbrechens, das mit dem Faktum der syste­
matischen und massenhaften Ermordung anderer Menschen durch die Deutschen 
verbunden ist, lällt es einerseits als undenkbar erscheinen, dall das Bestreiten dieses 
Faktums in der unschuldigen Absicht biolleI' Wahrheirsfindung geschieht. Auf der 
anderen Seite ist die moralische Schuld gegenüber den Opfern so unermellJich groß, 
dall jede weitere Verletzung der Schutzrechte dieser Personen in ganz besonderer 
Weise als unerträglich empfunden werden mull. Daher erscheint dann selbst die 
Forderung, eine solche Verletzung der Ehre und der Menschenwürde dieser Opfer 
durch das Leugnen ihrer Qualen müsse im einzelnen nachgewiesen werden, als un­
verhältnismällige Zumutung. 
Der Umgang mit der Holocaust-Leugnung, der in dieser Gesetzesnovellierung zum 
Ausdruck kommt, ist - trot z. solcher gut gemeinter Motive - jedoch auch in politi­
scher Hinsicht nicht zweckmällig. Er dient der Aufrechterhaltung eines Tabus auf 
eine Weise, die langfristig gesehen eher schaden als nützen wird. Mit zunehmendem 
zeitlichen Abstand von den historischen Verbrechen der Deutschen in der Zeit des 
National.sozialismus wird die Evidenz dieser Tatsachen im Bewulltsein der Öffent­
lichkeit schwinden .. :. Irgendwann wird es keine lebenden Zeitzeugen, weder unter 
den Opfern noch unter den Tätern, mehr geben. Damit schwindet auch die Evidenz 
der moralischen Dimension der Leugnung des Holocaust. Die Ähnlichkeit mit dem 
Beispiel der pemanischen Bodenzeichnungen wird im Empfinden der dann nachfol­
genden Generationen immer gröller werden: sie werden mit einem Kapitel der 
Geschichte konfrontiert, dessen Infragestellung stralbar ist. Unter Berücksichtigung 
des Umstands, daß der Holocaust für junge Menschen dann zunehmend den Status 
einer Erzählung annehmen könnte, die geglaubt werden muß, ist eine solche Tabu­
isierung möglicher Zweifel an den Tatsachen politisch schädlich. Selbstverständlich 
wird es auch in dreißig Jahren noch die Dokumente geben, die die historische Tat­
sache des Holocaust zweifelsfrei belegen. Gerade deshalb aber ist es nicht sinnvoll, 
die Tatsache des Holocaust mit einem Tabu zu belegen, das ihre Infragestellung 
sanktioniert. Anders ist es bei der moralischen Bewerwng des Holocaust: nicht das 
Tabu gegenüber dem Verbrechen als ungeheuerlichem Verbrechen soll gebrochen 
werden, sondern gegenüber dem Verbrechen als einem nachweisbaren historischen 
Faktum. Ein Gesetz, das die Tatsache des Holocaust tabuisiert, dient- wie ungewollt 
auch immer - ihrer Angreifbarkeit als ideologisch motiviertem Mythos. Nicht 
Rechtsvorschrifren können die historischen Tarsachen vor dem Vergessen, Verdrän­
gen und Verfälschen schützen, sondern die öffentliche Erinnerung und Thematisie­
rung dessen, was geschehen ist. 
Die Konfrontation mit der Behauptung einer »Auschwitzlüge« stellt uns nicht nur 
vor die epistemologische Frage nach dem Verfahren der Wahrheitsbegründung und 
die moralische Frage nach der Anerkennung persönlicher Idemiräten, sondern drit­
rens auch vor die politische Frage unserer nationalen Identität. Der Holocausr als 

historisch beispiellose systematische Massenvernichtung, die sich nicht auf die Täter­
schaft einiger weniger reduzieren lällr, hat allen Deurschen eine besondere Verpnich­
tung hinterlassen, sich dafür einzusetzen, daß Ähnliches nicht wieder gescllieht. Die 
historische Tarsache des Holocaust ist daher nichr nur mir der Anerkennung der 
Identität der Opfer und ihrer Hinterbliebenen eng verbunden, sondern auch mit der 

Anm.dcr RedaktiOn: 
Die 1..cugnu ng ist In § 1)0 Abs. 3 StGB n('u(' Fassung (vom 1. 12 . 1994) sl rafbar) wenn sir .. g('('i g ncl ist, den 
offentliehen FriC'dcn 7.U stÖren _. Abs.4 sieht etwa bei .. w i :ssC'nsclufdich c ll ~ Debatten vo r, von Str:lfe 
ab<!.u~'che n bt.w. ein StrafvI.'rfahrcn ei nw~ tellcn. 
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222 Anerkennung der Identität der Täter als Titer, und ihrer Nachkommen als einer 
Nation, die eine kollektive Veranrwortung trägt. Diesen politischen Konsens über die 
Lehren aus der Vergangenheit wird auch ein auf Lückenlosigkeit bedachtes Recht 
nicht ersetzen können. Es kann im Gegenteil eher dazu führen, die norwendige 
politische Auseinandersetzung über unsere Identität und Verantwortung durch 
überzogene Regelungen einzufrieren. 
Die im Titel gestellte Frage nach der Reichweite der Meinungsfreiheit will ich ab­
schließend daher so beantworten: Die Leugnung des Holocaust stellt den Härtefall 
für das liberale Verständnis der Meinungsfreiheit dar, der uns zu Bewußtsein bringt, 
daß es auf die Frage nach Wahrheit auch dann keine endgültigen Antworten gibt, 
wenn wir uns dies aus moralischen oder politischen Gründen wünschen. Tatsachen­
wahrheiten mögen noch so gut dokumentiert und begründet sein - nichts kann sie 
davor schützen, bezweifelt zu werden, und nichts gibt uns das Recht, sie als Tatsa­
chenwahrheiten von vornherein der öffentlichen Diskussion zu entziehen. Das 
Grundrecht der freien Meinungsäußerung findet seine Grenze in den Rechten ande­
rer Personen, die vor Beleidigung und Verletzung geschützt werden müssen, es darf 
aber nicht durch ein juristisch sanktioniertes Delikt der ,Lüge<, >Unwahrhaftigkeit< 
oder >Unbelehrbarkeit, beschränkt werden, durch das der öffentliche Konsens über 
Tatsachenwahrheiten jedem Zweifel enthoben werden soll. An die Stelle letzter Ge­
wißheiten kann hier nur eine politische Übereinkunft treten, die festlegt, wer wir 
sein und wofür wir uns einsetzen wollen. 
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